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Satzung der Gemeinde Vendersheim

oberd i e E r heb u n 9 von Bei t r ä gen für die e r s t ma I i geHe r s tel I u n 9

von Erschl ie13ungsanlagen (Erseht i e ß un q s b e l träge)
17. 01. 1992

vom .... 0... . • • . .'. _ . . . • • • . . .

Der Gemeinderat hat auf Grund des § 132 des Baugesetzbuches (BauGB)
in der Fa s s u n 9 der Be k an n tma c h u n 9 v orn 0 B • 12 • 19 8 5 [BGB I. I S. 2253)
I.V. m. § 24 der Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz vom 14. Dezem
ber 1973 [GVBI. S. 419. BS 2020-1). zuletzt geändert durch Landesge
setz vom 27.03.1987 (GVBI. s. 54) die folgende Satzung beschlossen.
die hiermit bekanntgemacht wird:

§ 1

Erhebung des Ersch li e13ungsbe i trages

Zur Deckung ihres anderweitig nicht gedeckten Aufwandes für Er-
s chi i e ß u n g san lag e n e r heb t die Geme i n d e E r s chi i e 13 u n 9 s bei t r ä 9 e
nach den Vorschriften des Baugesetzbuches [§§ 127 ff) und dieser'
Satzung.

§ 2

Art und Unfang der Erschl ie13ungsanlagen und
des Erschl ie13ungsaufwandes

(1) Beitragsfähig ist der Erschlie13ungsaufwand

t. Für die zum Anbau bestimmten öffentl ichen Straßen. Wege und Plätze
i n

bis zu einer Straßen
breite (Fahrbahnen ein
schi. der Standspuren.
Radwege. Gehwege. Schutz
und Randstreifen) von '

-------------------_._----------------------------------------------
a) Wochenendhausgebieten. Camping

platzgebieten
b) Kleinsiedlungsgebieten

bei einseitiger Bebaubarkeit
c) Dorfgebieten. reinen Wohngebieten.

a I I 9 eme i ne n Woh n 9 e b i e t e n . be s 0 nder e n
Wohngebieten. Mischgebieten. Ferien
hausgebieten
aal mit einer Geschoßflächenzahl bis 0.8

bei e i rl sei t i ger Be bau bar k e i t
bb} mi t einer Geschoßflächenzahl

7.0 m
10.0 m
8.5 m

14.0 m
10.5 m
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über ·0.8 bis 1.0
bei einseitiger Bebaubarkeit

cc) mit einer Geschoßflächenzahl
über 1.0 bis 1.6

dd) mit einer Geschoßflächenzahl über 1.6
d) Kerngebieten. Gewerbegebieten und sonsti

gen Sondergebieten im Sinne des § lIder
Baunutzungsverordnung
aa) m t einer Geschoßflächenzahl bis 1.0
bb) m t ~iner Geschoßflächenzahl über 1.0

b s 1. 6
cc) m t einer Geschoßflächenzahl über 1.6

b s 2.0
dd) m t einer Geschoßflächenzahl über 2.0

e) Industriegebieten
aal mit einer Baumassenzahl bis 3.0
bb) mit einer Baumassenzahl über 3.0 bis 6.0
cc) mit einer Baumassenzahl über 6.0

Erschl l e ß t die Erschl ießungsanlage Gebiete mit
unterschiedl icher Ausnutzung. so gi I t die
größere Breite: für die Geschoßflächenzahl
gelten die Regelungen des § 5 Abs. 3 entsprechend.

18.0 m
12.5 m

20.0 m
23.0 m

20.0 m

23.0 m

25.0 m
27.0 m

23.0 m
25.0 m
27.0 m

2. Für die öffentl l c h e n , aus rechtl ichen oder tatsächl ichen Gründen
mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbaren Verkehrsanlagen innerhalb
der Baugebiete (z.B. Fußwege. Wohnwege) (§ 127 Abs.2 Nr. 2
BauGB) 5.0 m

3. Für die nicht zum Anbau bestimmten Sammelstraßen (§ 127 Abs. 2
Nr. 3 BauGB) 27.0 m

q. Für Parkflächen
a l die Bestandtei le der Verkehrsanlagen im Sinne von Nr. 1 und 3

sind. bis zu einer zusätzlichen Breite von 5m.
b) soweit sie nicht Bestandtei I der in Nr. 1 und 3 genannten Ver

kehrsanlagen sind. aber nach städtebaul ichen Grundsätzen inner
halb der Baugebiete zu deren Erschließung notwendig sind. bis
zu 15 v.H. der im Abrechnungsgebiet sich nach § 5 Abs. 3 er
gebenden Geschoßflächen.

5. Für Grünanlagen
a l die Bestandteile der Verkehrsanlagen im Sinne von Nr. 1 bis 3

sind. bis zu einer zusätzlichen Breite von 4.0 rn,
b) soweit sie nicht Bestandtei I der in Nr. 1 bis 3 genannten Ver

kehrsanlagen sind. aber nach städtebaul ichen Grundsätzen inner
halb der Baugebiete zu deren Erschließung notwendig sind. bis
zu 15 v.H. der im.Abrechnungsgebiet liegenden Grundstücksflächen
nach § 5 Abs. 2.

(2) Zu dem Erschl ießungsaufwand nach Abs. 1 Nrn. 1 bis 5 gehören ins
besondere die Kosten für:

1. den Erwerb der Flächen für die Erschl ießungsanlagen.
2. die Freilegung der Flächen für die Erschließungsanlagen.
3. die Herstellung des Straßenkörpers einschließlich des Unterbaues.

der Befestigung der Oberfläche sowie notwendiger Erhöhungen oder
Vertiefungen.

4. die Rinnen und Randsteine.
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die Radwege".
die Gehwege.
die Beleuchtungseinrichtungen.
die Entw§sserungsein~ichtungender Erschl ießungsanlagen.
den An s chi u ß an an der e Er s chi i e ß u n 9 san lag e n .
die Herstellung von Böschungen. Schutz- und Stützmauern und
die Üb ern ahme von An lag e n als 9 eme i nd I ich e Er sc h I i e ß u n 9 san lag e n •

(3) Der Erschl ießungsaufwand umfaßt auch den Wert der von der Gemeind!
aus ihrem Vermögen bereitgestellten Flächen im Zeitpunkt der Bereit
stellung.

( Li) 0 e r E r s chi i e ß u n 9 sau f wa n d umfaß tau c h die K0 s t e n , die für Te i I e
der Fahrbahn einer Ortsdurchfahrt einer Bundes-. Landes- oder Kreis
straße entstehen. die über die Breite der anschi ießenden freien
Strecke dieser Straße hinausgehen.

(5) Endet eine Erschl ießungsanlage mi t einem Wendehamner. so ver
größern sich die in Abs. 1 angegebenen Höchstmaße für den Bereich des
Wendehamners auf das Anderthalbfache. mindestens aber um B m.

§ 3

Ermittlung des beitragsfähigen Erschl ießungsaufwandes

(1) Der beitragsfähige Erschl ießungsaufwand (§ 2) wird nach den tat
sächl ichen Kosten ermi ttel t.

(2) Der beitragsfähige Erschl ießungsaufwand wird für die einzelne
Erschl ießungsanlage ermittelt. Die Gemeinde kann abweichend von
Satz 1 entweder den beitragsfähigen Erschl i~ßungsaufwand für be
stimnte Abschnitte einer Erschl ießungsanlage ermitteln oder diesen
Aufwand für mehrere Anlagen. die für die Erschl ießung der Grund
stücke eine Einheit bi Iden (Erschi l e ß un q s e i n h e i t ) insgesamt ermitteln.

§ Li

An t eil der Geme i nd e am bei t rag s f ä h i gen Er sc h I i e ß u n 9 sau fwa n d

Die Geme i nd e t r ä 9 t 10 v , H. des bei t rag s f ä h i gen Er sc h I i e ß u n 9 sau f 
wandes. Erhält die Gemeinde zur Finanzierung des Erschl ießungsauf
wandes Zuweisungen aus öffentl ichen Kassen. die den sich aus Satz 1
ergebenden Betrag überschreiten. so erhöht sich der Gemeindeantei I
nach Satz 1 um den überschreitenden Betrag.

§ 5

Abrechnungsgebiet. GrundstOcksflächen und Geschoßflächen

(1) Die von einer Erschl ießungsanlage erschlossenen Grundstücke
bilden das Abrechnungsgebiet. Wird ein Abschnitt einer Erschließungs
anlage oder eine Erschl ießungseinhei t abgerechnet. so bi Iden die von
dem Abschnitt der Erschl ießungseinheit erschlossenen Grundstücke das
Abrechnungsgebiet.

(2) Bei der Ermittlung derGrundstücksfl§chen bleiben die Grundstücke
und Grunds t ü c k s t eil e außer Ansatz. die a u ß e r hai b des Bau I an des I ie gen.
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Als Bauland gi It. wenn ein Bebauungsplan nicht besteht oder der Be
bau u n 9 s P I an ein e an der e als die bau I ich e 0 der 9 ewe r b I ich e Nu t zu n 9
vorsieht.

1. bei Grundstücken. die an die Erschl ießungsanlage angrenzen. die
Fläche von der Erschließungsanlage bis zu einer Tiefe von
höchstens 50 m.

2. bei Grundstücken. die. ohne an die Erschließungsanlage zu grenzen.
mit der Er sc h I i e ß u n g san lag e dur c h ein e n We g 0 der i n an der e r re c h t
I ich gesicherter Form verbunden sind. die Flächen von der zu der
Erschl ießungsanlage liegenden Grundstückssei t e bis zu einer Tiefe
von höchstens 50 m.

Flächen. die über die tiefenmäßige Begrenzung hinaus baul ich oder
gewerbl ich genutzt werden. sind insoweit dem nach Nummern 1 oder 2
ermittelten Bauland hinzuzurechnen.

(3) Oie Geschoßfläche des einzelnen Grundstücks ergibt sich durch
Vervielfachung der Grundstücksfläche mit der Geschoßflächenzahl. Für
die Geschoßflächenzahl sind die Regelungen des Bebauungsplanes maß
gebend. Dies gilt auch im Falle der Planungsreife im Sinne des
§ 33 BauGB.

Im Falle des § 34 BauGB ist die zulässige Geschoßfläche unter Be
rücksichtigung der in näherer Umgebung vorhandenen Geschoßflächen zu
ermitteln. In Industriegebieten ergibt sich die Geschoßflächenzahl
aus der Ba uma s sen z a h I. 9 e t eil t dur c h 3. 5. Ist i m Ze i t Punk t der E n t 
stehung der Beitragspflicht für das einzelne Grundstück eine

'größere Geschoßfläche zugelassen. so ist diese zugrunde zu legen.
Bei Grundstücken. für die anstelle der Bebauul]g eine sonstige Nutzung
festgesetzt ist oder bei denen die zulässige Bebauung nur unterge
ordnete Bedeutung hat. wird als Geschoßfläche die halbe Grundstücks
fläche angesetzt.

§ B

Vertei lung des bei tragsfähigen Erschl ießungsaufwandes

(1) Der nach § 3 ermittelte Erschließungsaufwand wird nach Abzug d e
Antei Is der Gemeinde (§ 4) auf die Grundstücke nach den Grundstücks
flächen verteilt. Für die Ermittlung der Grundstücksflächen gilt
§ 5 Abs. 2. Den Grundstücksflächen nach Satz 1 werden für die Grund
stücke in Kerngebieten. Gewerbegebieten und Industriegebieten
40 v.H. der Grundstücksfläche hinzugerechnet: das gleiche gilt für
überwiegend gewerbl ich. industriell und ähnl icher Weise genutzte
Grundstücke in sonstigen Baugebieten.

(2) Sofern im Abrechnungsgebiet eine unterschiedl iche baul i c h e oder
sonstige Nutzung zulässig ist. wird der Erschließungsaufwand ab-
we ichend von Absa t z 1 nach den Geschoß flächen ver t e i I t , Für die Er
mittlung der Geschoßfl.ächen gilt der § 5 Absatz 3. Den Geschoßflächen
werden für Grundstücke in Kerngebieten. Gewerbegebieten und In
dustriegebieten 40 v.H. der Geschoßfläche hinzugerechnet: das gleiche
9 i I t für übe r wie 9 Ei n d 9 ewe r b I ich. i nd u s tri e I Ioder i näh n I ich e r We i se
genutzte Grundstücke in sonstigen Baugebieten.

(3) Grundstücke an zwei aufeinanderstoßenden Erschl ießungsanlagen
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( Eck 9 run d s t ü c k el und G run d s t ü c k e zw i sc h e n zwe i Er sc h I i e ß u n 9 san lag e n
(durchlaufende Grundstücke) sind für beide Erschl ießungsanlagen
beitragspfl ichtig, wenn sie durch beide Anlagen erschlossen werden
und die Voraussetzungen des § 133 Abs. 1 BauGB vor liegen. Der Be-
re c h nun 9 des Er sc h I je ß u n 9 s bei t rag es we r den die sie h n a c h Ab s atz 1
oder Absatz 2 ergebenden Berechnungsdaten jeweils nur mit der Hälfte
zugrunde ge legt.
Für Grundstücke, die durch mehr als zwei aufeinanderstoßende Er
schi ießungsanlagen erschlossen werden, werden die Berechnungsdaten
na c h Ab s atz lode r Ab s atz 2 dur eh die Z a h I der Er sc h I i e ß u n 9 san lag e n
geteilt.
Dies gilt nicht in Kerngebieten, Gewerbegebieten und Industriege
bieten sowie für überwiegend gewerbl ich, industriell oder in ähn
licher Weise genutzte Grundstücke in sonstigen Baugebieten: § 131
Abs. 1 Satz 2 BauGB bleibt unberührt.

§ 7

Kostenspaltung

.~ Oe r Er s chi i e ß u n g s bei t rag k a n n für
''.

1 • den Grunderwerb
2 • d e Frei fegung
3 • d e Fahrbahn
'4- d e Radwege
5 • d e Gehwege
B • d e Parkflächen
7 • d e Grünanlagen
B • d e Beleuchtungsanlagen
9 • d e Entwässerungsanlagen

gesondert und unabhängig von der vorstehenden Reihenfolge erhoben
werden. sobald die jewei I ige Maßnahme, deren Aufwand gedeckt werden
sol I, ab 9 es chI 0 s sen ist. 0 i es e n Ze i t Punk t s tel I t die Geme i nd e fes t •

§ B

Me r kma I e der end 9 ü I t i gen He r s tel I u n 9 der Er sc h I i e ß u n 9 san lag e n "

( 1) 0 i e ö f fe n t I ich e n . z um An bau b e s t i mnt e n S t ra ß e n , We 9 e und PI ätz e •
die öffentlichen, aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen mit
Kraftfahrzeugen nicht befahrbaren Verkehrsanlagen innerhalb der Bau
gebiete (z.B. Fußwege. Wohnwege), Samnelstraßen und Parkflächen
s i nd end 9 ü I t i 9 her ge s tel I t . we n n die Geme i nd e an den er f 0 r der I ich e n
Grundstücken Eigentum erworben hat und die Erschl ießungsanlagen die
nachstehenden Merkmale aufweisen:

1. eine Pflasterung. eine Asphalt-. Teer-, Beton- oder ähnliche
Decke neuze i t li cher Bauar t •

2. Straßenentwässerung und Beleuchtung sowie
3. Anschluß an eine dem öffentl ichen Verkehr gewidmete Straße.

(2) Gehwege und Radwege sind endgültig hergestellt. wenn sie eine
Abgrenzung gegen die Fahrbahn und gegeneinander sowie eine Befestigung
mit Platten, Pflaster. Asphaltbelag oder eine ähnliche Decke neu-
zeitl icher Bauart aufweisen, soweit die Gemeinde nicht beschl l e ß t ,

daß bei einfachen Wohnwegen und Siedlungsstraßen auf die Anlegung



-,,-
• l\•

~I

(1..

- 6 -

erhöhter Gehwege verzichtet wird und diese in einfacher Form ange
legt werden~

(3) Grünanlagen sind endgültig hergestellt. wenn die dafür vorge
sehenen Flächen als Grünflächen oder gärtnerisch angelegt sind.

§ B a

Immissionsschutzanlagen

Art. Unfang. Vertei lungsmaßstab und Herstellungsmerkmale von Anlagen
zum Schutz von Baugebieten gegen schädliche Urwelteinwirkungen im
Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes werden durch ergänzende
Satzung im Einzelfal I geregelt.

§ 9

Beitragsbescheid

(1) Der Beitrag. der auf den einzelnen Beitragsschuldner entfällt.
wird durch schriftl ichen Bescheid festgesetzt.

(2) Der Beitragsbescheid enthält

1. den Namen des Beitragsschuldners.
2. die Bezeichnung des Grundstücks.
3. den zu zahlenden Beitrag unter Mitteilung des beitragsfähigen

Erschl ießungsaufwandes (§2J. des Gerne l n d e an t e ll a (§ 4) und
der Berechnungsgrundlagen (§§ 5 und 6).

4. die Festsetzung des Zahlungstermins.
5 • die E r ö f f nun 9 • daß der Bei t rag als ö f f e [l t I ich e Las tau f d em .

Grundstück ruht und
6. eine Rechtsbehelfsbelehrung.

(3) Der Beitragsbescheid sol I ferner den Beitragsschuldner darauf
hinweisen. daß er bei der Verbandsgemeindeverwaltung Stundung.
Ratenzahlung oder Verrentung beantragen kann. Ein solcher Antrag
sol I die Gründe anführen. aus denen die Zahlung des Beitrags zum
festgesetzten Zahlungstermin für den Beitragsschuldner eine un-
b i I I i ge Hä r te wä r e .

§ 10

Vorausleistungen

(1) Im Fal I des § 133 Abs. 3 BauGB können Vorausleistungen bis zur
Höhe des voraussicht lichen Erschl ießungsbei trages erhoben werden.

(2) Für den Bescheid üb~r die Vorausleistung gi It § 9 sinngemäß.

§ 11

Ab lös u n 9 .des Er sc h I i e ß u n 9 s bei t rag es

Der Betrag einer Ablösung nach § 133 Abs. 3 Satz 2 BauGB bestimmt sic~

nach der Höhe des voraussichtl ich entstehenden Beitrages. Ein Rechts
anspruch auf Ablösung besteht nicht.
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§ 12
Inkrafttreten/Außerkrafttreten

Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.07.1987 in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von
Erschließungsbeiträgen vom 22.04.1976, in der Fassun~ vom
27.04.1984, außer Kraft.
Soweit eine Beitragspflicht auf Grund früherer Satzungen
entstanden ist, gelten diese weiter.

Vendersheim, den 17. 01. 1992


